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EG-AGRARPOLITIK

Der Streit um den Grenzausgleich
Stephan Jürgensen, Peter Michael Schmitz. Kiel

Im Zuge der jüngsten Brüsseler Agrarbeschlüsse wurde auch der EG-Grenzausglelch neu geregelt. Dieses 
bei seiner Einführung 1969 nur auf drei Monate konzipierte Instrument hatte sich inzwischen zu einem Po­
litikum hohen Ranges entwickelt. Welche Wirkungen gehen vom Grenzausgleich aus? Was wurde bei der 
Neuregelung geändert?

A lljährlich im Frühjahr, wenn im Rahmen der Ge­
meinsamen Agrarpolitik Preisvorschläge für das 
kommende Wirtschaftsjahr diskutiert werden, rückt der 

Grenzausgleich ins Rampenlicht öffentlicher Auseinan­
dersetzungen. Seitens der Länder mit schwachen Wäh­
rungen wird kritisiert, der Grenzausgleich bewirke Ver­
zerrungen im innergemeinschaftlichen Handel. Dage­
gen führen Vertreter der sogenannten Hartwährungs­
länder an, daß eine Ausgleichsregelung mit Rücksicht 
auf die landwirtschaftlichen Einkommen unerläßlich sei.

Waren Forderungen und Verhandlungen über eine 
Beibehaltung oder einen Abbau des Grenzausgleichs 
bislang den Agrarministern der EG-Mitgliedsländer V o r­

behalten, so mußten sich mangels vorheriger Einigung 
nun auch die Regierungschefs und Staatspräsidenten 
auf dem EG-Gipfeltreffen in Athen mit diesen „techni­
schen Fragen“ der gegenwärtigen EG-Agrarpolitik be­
schäftigten'. Der Grenzausgleich hat sich ausgehend 
von einem ursprünglich im Jahre 1969 nur für drei Mo­
nate konzipierten Instrument zu einem Politikum hohen 
Ranges entwickelt. Publikationen über die Auswirkun­
gen des Grenzausgleichs, ein unter Wissenschaftlern 
vielfach behandeltes Thema^, haben durch eine noch 
unveröffentlichte Studie der EG-Kommision wieder an 
Aktualität gewonnen^. Die zumindest überraschenden 
Ergebnisse dieser Arbeit führen die Diskussion zu den 
Grundprinzipien des Grenzausgleichs zurück.

Als ein entscheidendes Integrationselement für ein 
Vereintes Europa schufen die sechs Gründungsstaaten

Dr. Peter Michael Schmitz, 34, Privatdozent für 
Agrarökonomie an der Universität Kiel, und Ste­
phan Jürgensen, 29, Dipl. Ing. agr, sind Mitarbei­
ter am Institut für Agrarpolitik und Marktlehre der 
Universität Kiel.

der EG eine gemeinsame Agrarpolitik mit einheitlichen 
Marktordnungspreisen bei gemeinsamem Außenhan­
delsschutz ohne innergemeinschaftliche Zölle. In einer 
neu geschaffenen Währungseinheit, vormals die Rech­
nungseinheit (RE), heute die European Currency Unit 
(ECU), wurden und werden noch heute die gemeinsa­
men Agrarpreise (p^*^^' ^ ^ )  festgelegt. Mit Hilfe der 
Umrechnungskurse zwischen den nationalen Währun­
gen und der Währungseinheit, auch Leitkurse 
(Wgcu Rg) genannt, lassen sich mit

( 1) n' = w ' • n^^U,RE
P '^ECU,RE P

die Preise in nationaler Währung (p') bestimmen.

Da die Wirtschaftspolitik aber weiterhin der einzel­
staatlichen Kompetenz überlassen wurde, führten im 
Zeitablauf unterschiedliche Inflationsraten und wirt­
schaftliche Entwicklungen zwangsläufig zu Wechsel­
kursänderungen. Bei konstanten Preisen in Rech­
nungseinheiten hätte eine Aufwertung zu fallenden und 
eine Abwertung zu steigenden Erzeugerpreisen im auf- 
bzw. abwertenden Land geführt'* (vgi. Schaubild 1). 
Gleichzeitig änderten sich in jedem Fall die Weltmarkt­
preise in nationaler Währung.

 ̂ Vgl. S. T a n g e r m a n n :  Dirigistische Scheinlösungen cxier ehrli­
che Reformen?, in: W IRTSCHAFTSDIENST, 64, Jg, (1984), H, 2, S, 73- 
78.

*’ Vgl, z. B .C .  R i t s o n ,  S, T a n g e r m a n n :  The Economics and 
Politics of Monetary Compensatory Amount, in: European Review of 
Agricultural Economics, 6, Jg, (1979), S, 119-164,

’  Vgl, o, V, : Kommissionsstudie widerlegt französische Kritik am 
Grenzausgleich, in: Agra Europe, 9/1984 vom 27, Februar 1984, Euro- 
pa-Nachrichten, S. 1-5,

Im System der European Currency Unit führt als Folge der Gestaltung 
der ECU als Korbwährung eine Aufwertung (Abwertung) in dem die 
W echselkurse ändernden Land zu einer Preissenkung (Preisanhe­
bung) und in den übrigen M itgliedsländern zu einer Preisanhebung 
(Preissenkung), Vgl, P, M, S c h m i l z :  Agrarpolitische Implikationen 
der jüngsten W ährungsbeschlüsse, in: W IRTSCHAFTSDIENST, 61, 
Jg, (1981), H, 12, S, 615-621,
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EG-AGRARPOLITIK

Mit Rücksicht auf die Produzenteneinkommen oder 
die Inflation wurde dieser Automatismus jedoch nicht 
akzeptiert. Folglich wurden die Preise in nationaler 
Währung konstant gehalten und weiterhin mit dem ur­
sprünglichen, vor der Auf- oder Abwertung gültigen 
Wechselkurs berechnet. Die sogenannte „Grüne Pari­
tät“ war entstanden, womit zugleich eine Wechselkurs­
spaltung zwischen dem Agrarsektor und den übrigen 
Wirtschaftsbereichen geschaffen war.

Gleichzeitig wurde damit aber im Aufwertungsland 
der Erzeugerpreis in RE oder ECU angehoben und im 
Abwertungsland gesenkt. Ein einheitliches Preisniveau 
in der EG wurde den nationalen Interessen zuliebe ge­
opfert. Um möglichen Handelsströmen, die aufgrund 
der Wechselkursspaltung hätten entstehen können, 
entgegenzuwirken, mußte ein Zoll innerhalb der Ge­
meinschaft, der Grenzausgleich, eingeführt werden. 
Anderenfalls hätte es für Produzenten aus Schwach­
währungsländern lohnend sein können, ihre Produkte in 
Hartwährungsländern anzudienen.

Dieser Tatbestand läßt sich anhand des Schaubilds 2 
für das alte System der Rechnungseinheit erklären, in 
dem eine positive Wechselkursänderung für Frankreich 
von 10 % und eine negative von -10 % für die Bundes­
republik unterstellt ist. Französische Produzenten könn­
ten für ihr Produkt 200 DM oder 400 FF bekommen, 
wenn sie im angenommenen Überschußfall die Inter­
ventionsstellen beliefern. Bei dem im Schaubild gülti­
gen, neuen Wechselkurs von = 2,44 ließen sich 
die 200 DM jedoch in 488 FF Umtauschen. Handelsströ­
me von Frankreich in die Bundesrepublik würden indu­
ziert werden. Die tendenziell gleichen Effekte treten 
auch im neuen System der Rechnungseinheit auf.

Höhe des Grenzausgleichs

Die Höhe des innergemeinschaftlichen Zolls wird re­
gelmäßig mit dem Grenzausgleich festgelegt, der den 
Prozentsatz einer jeweiligen inländischen Preisände­
rung angibt, die erforderlich ist, um zum EG-Normpreis- 
nlveau zurückzukehren. Mathematisch läßt sich der 
Ausgleichssatz in Prozent unter Verwendung des Leit­
kurses und der Grünen Parität folgendermaßen herlei­
ten:

w
(2) g = (1 ^ ECU

"ECU

) • 100 -  F

Mit Blick auf die bisherigen Grenzausgleichssätze 
(vgl. Tabelle) muß konstatiert werden, daß im EG-Agrar- 
bereich von einem einheitlichen Preisniveau nicht ge­
sprochen werden kann. Bei den meisten Marktord­
nungsprodukten liegen die administrativen Preise in der 
Bundesrepublik bis zu 10,8 % über und in Griechenland 
bis zu 11,9 % unter dem EG-Niveau, Dabei variieren 
nicht nur die Marktordnungspreise von einem Mitglieds­
land zum anderen, sondern es unterscheiden sich die 
Preisdifferenzierungen auch noch von Produkt zu Pro­
dukt. Wegen der in der Mehrzahl kleinen Erzeugerbe­
triebe werden bei Milch positive Ausgleichssätze mög­
lichst hoch gehalten und negative schnell abgebaut, um 
einen hohen Erzeugerpreis zu erreichen. Bei anderen, 
einkommenspolitisch nicht so sensiblen Produkten wer­
den eher niedrigere nationale Preisniveaus akzeptiert.

Schaubild 1
Entstehung des Grenzausgleichs durch nationale 

Wechselkursänderungen und Auswirkungen 
auf die Marktordnungspreise 
in einer EG-Importsituation

gemeinsamer FF Abwertung und DM - A u fw ertung  
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Dabei ist ein Freibetrag (F), Franchise, zu berücksich­
tigen, der bei Abwertungsländern -1 ,5  %-Punkte und 
bei Aufwertungsländern +1,0 %-Punkte beträgt.

FOl 1
Pw =  W eltmarktpreis; p ^ q  = EG-Normpreisniveau; p = Preise

in ECU: =  Preise in DM; p*^*  ̂ =  Preise in FF; AB =  Abschöpfun­
gen; GAG =  Grenzausgleich.
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Schaubild 2 
Auswirkungen einer Wechseikursspaltung 

auf die nationalen Preisniveaus 
in einer Exportsituation'

vor Wechselkursänderung

Bisherige und für das Wirtschaftsjahr 1984/85 
gültige Grenzausgleichssätze

(in %)

nach W echselkursänderung bei 
Beibehaltung der Grünen Paritäten^

BR F
200DM= 111,1 RE FF Ä00FF = 90,9RE

Land BR

Produkt

IT ' G R ’

W irtschaftsjahr 1 9 8 3 /8 4

Milch 4-10 ,8 + 6 .6 0 ,0 - 3 ,4 +  1,0 0 .0 + 3 .7 - 1 ,8 ” 11,9

G etre ide + 10 ,3 + 6 .2 0 .0 - 4 ,4 +  1.0 0 ,0 + 3 ,7 - 1 .8 - 1 1 ,9

Schw einefl. +  9 .8 +  5.8 0 .0 0 .0 + 1 ,0 0 .0 +  3 ,7 - 1 ,8 - 1 1 ,9

W ein + 9 .8 +  5,8 0 .0 0 ,0 + 1.0 0 ,0 +  3 ,7 - 1 ,8 - 1 1 ,9

übt. Produkte +  9 ,8 +  5 .8 0 ,0 - 4 .4  + 1 .0  0 .0  

W irtschaftsjahr 19 8 4 /8 5

+ 3 ,7 -1 .8 -1 1 .9

M ilch -^■7,9 +  3 ,5 0 ,0 - 1 ,0 0 ,0 0 ,0 0 ,0 0 .0 0 ,0

G etre ide +  7,4 + 3,1 0 .0 - 2 ,0 0 .0 0 ,0 0 ,0 0 ,0 0 .0

Schw einefl. +  6,8 +  2 ,6 0 ,0 0 ,0 0 ,0 0 ,0 0 ,0 0 ,0 0 ,0

W ein +  6 .8 +  2 ,6 0 .0 0 ,0 0 ,0 0 ,0 0 ,0 0 .0 0 ,0

übr. Produkte +  6 ,8 + 2 .6 0 ,0 - 2 .0 0 .0 0 ,0 0 .0 0 ,0 0 ,0

' W echselkursänderung DM (FF) zu den übrigen W ährungen -10 ‘ 
(-̂  10%).
 ̂ Preise für die Intervention.

Wj =  W echselkurse zvi/ischen der i-ten und j-ten Währung.

U pg =  Grüne Parität zviischen der i-ten Währung und der RE.

Auch nach der Einigung auf verringerte Grenzaus­
gleichssätze für das Wirtschaftsjahr 1984/85 lassen 
sich die obigen Aussagen aufrechterhalten. Bei einem 
maximalen positiven Ausgleichsatz von 7,9 % für die 
Bundesrepublik und einem negativen von bis zu 2,0 % 
für Frankreich differieren die Marktordnungspreise in 
der EG weiterhin um nahezu 10 %.

Forderungen der potentiellen Schwachwährungslän­
der der Gemeinschaft, Frankreich und Italien, nach ei­
nem totalen Abbau werden auch weiterhin gestellt wer­
den. Massive Unterstützung finden diese Regierungen 
bei ihren Landwirten. Grenzblockaden am Brenner und 
umgestürzte LKW in der Bretagne sind noch in guter 
Erinnerung.
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' G ültia für M ä rz  1984.
0  u o lie: o V. : A grarpre ise  für 1 9 8 4 /8 5 e n d g ü ltig b e s c h lo s s e n .in : A gra  Europe, 
1 4 /1 9 8 4  vom  2 . April 1 9 8 4 , E uropa N achrichten, S. 16 f.

Neues Berechnungssystem

Inzwischen hat sich der Agrarministerrat auf ein neu­
es Berechnungssystem für den Grenzausgleich geei­
nigt, das zunächst bis zum 1. April 1987/88 gelten soll. 
Auf der Grundlage eines Kommissionsberichts soll 
dann der Ministerrat neu entscheiden, welches agrimo- 
netäre System danach zu etablieren ist. Das nun akzep­
tierte Interimssystem enthält Vorschläge sowohl für die 
bereits aufgelaufenen, heute existierenden Grenzaus­
gleichssätze als auch für die Berechnungsweise eines 
zusätzlich, infolge möglicher neuer Auf- und Abwertun­
gen im EWS entstehenden Grenzausgleichs.

Kernpunkt des neuen Systems ist eine Änderung der 
Grenzausgleichsberechnung. Bisher errechnete sich 
der Grenzausgleich für jedes Land als prozentuale Dif­
ferenz zwischen dem grünen Kurs und dem Leitkurs der 
entsprechenden Währung zur ECU. Die ECU stellte 
demnach die Bezugsgröße dar, die als Währungskorb 
mit starken und schwachen Währungen zur Existenz 
von positiven und negativen Grenzausgleichssätzen 
führte. Im neuen System erfolgte eine Umorientierung 
zur stärksten Währung im EWS, in der Regel die DM. 
Dies hat zur Folge, daß zukünftig nur noch negative 
Grenzausgleichssätze entstehen, die den prozentualen 
Abstand zwischen der nationalen grünen Parität und 
der grünen Parität des Landes mit der stärksten Wäh­
rung messen. Schaubild 3 illustriert das für 2 Länder.

Inhaltlich bedeutet diese Umorientierung eine Ver­
schiebung des gemeinsamen Preisniveaus in Richtung 
auf das höchste Niveau. Abbaubemühungen sind des­
halb zukünftig stets mit einer Anhebung des durch-

WIRTSCHAFTSDIENST 1984/IV
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Schaubild 3 
Alte und neue Grenzausgleichsberechnung'

A lte  R egelung Neue Regelung

Deutsches
Preisniveau

EG- Norm - 
P re is n iv e a u

GAG

GAG Italien

Ita lien isches
Preisniveau

’ Bei der neuen Regelung wird der Leitkurs in Formel (2) entsprechend 
korrigiert.

schnlttlichen EG-Agrarprelsniveaus verbunden, wenn 
nicht gleichzeitig durch die jährlichen Preisbeschlüsse 
gegengesteuert wird.

Vermeintliche Vorteile

Die heute bestehenden positiven Ausgleichssätze 
sollen in drei Stufen abgebaut werden. Für die Bundes­
republik Deutschland sieht das folgendermaßen aus: In 
der ersten Stufe (Beginn des Wirtschaftsjahres 1984/ 
85) findet eine preisniveauneutrale Umschichtung von 3 
Prozentpunkten von positiven auf negative Sätze statt 
(fiktive Verschiebung des gemeinsamen Preisniveaus 
in Schaubild 3 nach oben). In der zweiten Stufe (1. Janu­
ar 1985) werden preiswirksam weitere 5 Prozentpunkte 
durch Aufwertung der grünen Parität abgebaut. Und 
schließlich wird der verbleibende Rest im Rahmen der 
Preisbeschlüsse für das Wirtschaftsjahr 1985/86 aufge­
hoben. Inzwischen liegen Anträge Frankreichs, Italiens 
und Griechenlands vor, ihre negativen Grenzaus­
gleichssätze weitgehend oder vollständig abzubauen.

Die vermeintlichen Vorteile des neuen Systems sind 
allein politischer Natur. Nach der Übergangsregelung 
für bestehende Grenzausgleichssätze werden in Zu­
kunft keine Abbauforderungen an die Deutschen mehr 
gestellt werden können, die bislang mit sinkenden deut­
schen Agrarpreisen bzw. einer geringen Anhebungsra­
te des Preisniveaus für deutsche Bauern im Vergleich 
zu ihren europäischen Kollegen verbunden waren. Auf 
der anderen Seite haben die Abwertungsländer mehr 
Preiserhöhungsspielraum, den sie angesichts zuneh­
mender Bauernproteste gegen die Agrarpolitik offen­
sichtlich auch nutzen wollen.

Die ökonomischen Nachteile der Neuregelung liegen 
auf der Hand. Wenn wie bisher ein innergemeinschaft­
lich zollfreier, d. h. grenzausgleichsfreier, Warenver­
kehr mit Agrarprodukten angestrebt wird, ist damit ein­
seitig und ausschließlich eine Anhebung der nationalen 
Agrarpreise und des durchschnittlichen EG-Preisni- 
veaus verbunden, was die Überschuß- und Budgetpro­
bleme verschärft und gleichzeitig die volkswirtschaftli­
chen Verluste durch wachsende Protektion erhöht. Effi­
zienzgewinne durch einen freien Warenverkehr im In­
nern der Gemeinschaft drohen dann durch beschleu­
nigte Effizienzverluste im Bereich der internationalen 
Arbeitsteilung aufgezehrt zu werden.

Zweifelhafte Kommissionsstudie

Insbesondere Frankreich hat seine Kritik am beste­
henden Grenzausgleichssystem immer wieder deutlich 
gemacht. Die Ablehnung wird u. a. damit begründet, 
daß der französische Agrarexport behindert und der 
deutsche Agrarexport begünstigt werde. Nicht zuletzt 
die Kommission hat sich diese Position Frankreichs zu 
eigen gemacht und konsequent auf einen Abbau beste­
hender Grenzausgleichssätze hingewirkt. Auch von 
wissenschaftlicher Seite sind die handels-, produktions- 
und verbrauchsverzerrenden Effekte des Grenzaus­
gleichssystems herausgearbeitet worden®.

Aus der Außenwirtschaftstheohe ist bekannt, daß ei­
ne Aufwertung zu einer Verteuerung der Exporte im 
Ausland und einer Verbilligung der Importe im Inland 
führt. Folglich wird das aufwertende Land weniger ex­
portieren und mehr importieren, da die währungsbe­
dingten Preisänderungen eine Einschränkung der in­
ländischen Produktion und eine Ausdehnung des inlän­
dischen Verbrauchs bedingen. Analog bewirkt eine Ab­
wertung höhere Exporte und geringere Importe. Wer­
den dagegen wechselkursinduzierte Preisanpassun­
gen durch einen Grenzausgleich ausgeschaltet, bleiben 
Produktion, Verbrauch und Handelsströme unverän­
dert, Im Vergleich zu einer Situation ohne Grenzaus­
gleich, d. h. einer Situation ohne einen währungspoliti­
schen Eingriff des Staates, muß im Fall einer Aus­
gleichsregelung mit einer höheren Produktion, einem 
geringeren Konsum und geringen Exporten bzw. höhe­
ren Importen bei Agrarprodukten gerechnet werden. 
Die Effekte entsprechen also genau denen, die mit einer 
Zolleinführung verbunden sind.

Eine neuere Kommissionsstudie kommt nun demge­
genüber zu dem Ergebnis, daß die seit 1971 angewand-

 ̂ Vgl. P. M. S c h m i t z :  W ohlfahrtsökonomische Beurteilung preis- 
und währungspolitischer Interventionen auf EG-Agrarmärkten. Euro­
päische Hochschulschriften, Reihe V Volks- und Betriebswirtschaft, 
Frankfurt a. M., Bern, Cirencester 1980.
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ten Grenzausgleichsbeträge keinen nachweisbaren 
Einfluß auf Produktionsverlagerungen in der EG-Agrar- 
wirtschaft ausgeübt oder handelsverzerrende Wirkun­
gen gehabt haben. Befürworter einer Grenzausgleichs­
regelung nehmen diese Studie zum Anlaß, ihre Position 
nachhaltig zu vertreten und jeglichen Abbauwünschen 
energisch entgegenzutreten. Sie tun dies mit dem Hin­
weis, daß nun sozusagen ein empirischer Nachweis für 
ihren Standpunkt erbracht worden sei und der Grenz­
ausgleich deshalb durchaus bestehen bleiben könne. 
Dieser Einschätzung soll hier deutlich widersprochen 
werden.

Anhand von langen Zeitreihen über Produktion, Vor­
leistungen, Bruttowertschöpfung und Handel, differen­
ziert auch nach einzelnen Agrarprodukten, versucht die 
Kommissionsstudie im Vergleich zwischen Hartwäh­
rungsländern (positiver Grenzausgleich) und Weich­
währungsländern (negativer Grenzausgleich) den Ein­
fluß des Grenzausgleichs zu identifizieren. Das von den 
Autoren der Studie gewählte empirische Vorgehen ist 
allerdings von vornherein irreführend, da eine Reihe 
von Bestimmungsfaktoren neben dem Grenzausgleich 
ebenfalls Produktion, Verbrauch und Handel beeinflus­
sen, in der Studie aber nicht oder nicht hinreichend iden­
tifiziert werden. Ohne den Einfluß dieser anderen Be­
stimmungsfaktoren zu kennen, läßt sich aber auch kei­
ne Wirkung des Grenzausgleichs auf Produktion und 
Handel isolieren, weil man nicht weiß, ob beispielsweise 
eine Handelseinschränkung wegen oder trotz des 
Grenzausgleichs zustande gekommen ist.

Wie auch immer das Ergebnis solcher Untersuchun­
gen ausfällt, es wäre reiner Zufall, den tatsächlichen 
Einfluß richtig quantifizieren zu können. Daß deshalb 
laut Kommissionsstudie der Grenzausgleich keine si­
gnifikanten verzerrenden Wirkungen auf Produktion, 
Verbrauch und Handel ausüben soll, ist mehr als zwei­
felhaft. Alle Überlegungen und sonstigen empirischen 
Untersuchungen hierzu® sprechen für eine verzerrende 
Wirkung des Grenzausgleichs. Die Forderung nach ei­
nem Abbau des Grenzausgleichs hat demnach durch 
diese Studie nichts an Dringlichkeit eingebüßt.

Einladung zum Betrug?

Mit staatlichen Markteingriffen, z. B. mit der Errich­
tung innergemeinschaftlicher Zollschranken über den 
Grenzausgleich, ist im Rahmen der Gemeinsamen 
Agrarpolitik stets versucht worden, das nationale Preis­
niveau in die politisch gewünschte Richtung zu beein­
flussen. Aber immer dann, wenn die Marktpreise nicht 
die bestehenden Knappheitsverhältnisse widerspie­
geln, wird die Bildung von Schwarzmärkten begünstigt,
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werden Anreize für eine Umgehung dieser Maßnahmen 
geschaffen, wird mehr oder weniger deutlich zum Be­
trug eingeladen. Auch der Grenzausgleich hat Händler 
immer wieder zu illegalen Geschäften verleitet. Selten 
ist es aber findigen Geschäftsleuten derart leicht ge­
macht worden, sich auf Kosten der Staatskasse und da­
mit der Steuerzahler ein zusätzliches Einkommen zu 
verschaffen.

Ende der siebziger Jahre, als die britische Währung 
unter Abwertungsdruck stand und für Großbritannien 
ein negativer Grenzausgleich von nahezu 30 % galt, 
gleichzeitig aber für Irland kein Grenzausgleich be­
stand, lagen die Marktordnungspreise in Großbritan­
nien um fast den gleichen Prozentsatz unterhalb derer 
In Irland. Folglich wurde bei einem Export von Irland 
nach Nordirland eine Subvention gezahlt. Irische Händ­
ler und Bauern exportierten daher tagsüber ihre Rinder 
offiziell nach Nordirland, kassierten die Exportsubven­
tion und trieben sie des Nachts illegal wieder nach Irland 
zurück^.

Etwas weniger elegant, aber genauso effektvoll, nutz­
ten auch zwei Hamburger Metzger den Grenzausgleich 
für einen schnellen Gewinn. Sie kauften Kuhköpfe und 
Innereien und froren diese ein, deklarierten die Waren 
beim Export nach Großbritannien jedoch als Rind- und 
Kalbfleisch. Im gefrorenen Zustand lassen sich Fleisch 
und Innereien nur bei genauer Kontrolle voneinander 
unterscheiden. Getarnt durch einige Fleischpakete ge­
langten die Innereien tatsächlich nach Großbritannien, 
und die beiden Exporteure kassierten eine ansehnliche 
Summe an Ausfuhrsubventionen für Rind- und Kalb­
fleisch aus dem Grenzausgleichssystem®, Für Innerei­
en wären dagegen nur minimale Beihilfen gezahlt wor­
den.

Ob einkommenspolitisch notwendiges Instrument, 
Maßnahme zur Begrenzung der Inflation oder Aufforde­
rung zum Betrug, welche Assoziationen auch immer mit 
dem Grenzausgleich verbunden werden mögen: sicher 
scheint jedenfalls, daß der Grenzausgleich mit den ord­
nungspolitischen Grundsätzen einer Zollunion nicht in 
Einklang steht. Mit der Gemeinsamen Agrarpolitik, die 
immer als das entscheidende Integrationselement der 
Europäischen Gemeinschaft gepriesen wird, ist ein 
freier innergemeinschaftlicher Warenaustausch, wie er 
im gewerblichen Bereich inzwischen üblich ist, nicht ge­
schaffen worden.

* Vgl. M, K e l l e r ,  E. W ö h l k e n :  Einfuhr von Magermilchpulver 
aus den Niederlanden, in: Agra Europe, 23/1983 vom 6. 6. 1983, Markt 
und Meinung, S. 1-13,

' Vgl. U. K o e s t e r :  Reform der europäischen und deutschen 
Agrarpolitik, in: H. G i e r s c h  (Hrsg.): W ie e s z u s c h a ffe n is t-A g e n d a  
für die deutsche W irtschaftspolitik, Stuttgart 1983, S. 83 tf.

• Vgl, H. H 0 t z e : Skandal Europa, München 1982, S. 85 ff.
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